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Seit Jahren wird um eine neue 
Weltsteuerordnung gerungen. 
Neben der Neuverteilung des 
Steueraufkommens soll mit einer 
globalen Mindeststeuer in Höhe von 
15 Prozent dem internationalen 
Steuerwettbewerb eine Untergrenze 
gesetzt werden. 

Nun ist es so weit. Nachdem am 
20. Dezember die OECD die ent-
sprechende Modellgesetzgebung 
offiziell vorgelegt hatte, präsentierte 
die EU-Kommission nur zwei Tage 
später, kurz vor Heiligabend, den 
Richtlinienentwurf für eine globale 
Mindeststeuer. Man kann von einer 
Revolution des internationalen 
Steuerrechts sprechen, auch wenn 
der Anwendungsbereich zunächst 
auf Großunternehmen mit Mindest-
umsätzen von 750 Millionen Euro 
beschränkt ist. 

Bemerkenswert ist der Rechtsentste-
hungsprozess, die Geburt von 
Steuerrecht ganz ohne Beteiligung 
von Volksvertretern, quasi jungfräu-
lich. Verstörend ist das Tempo, mit 
dem die neue Weltsteuerordnung 
durchgepeitscht werden soll. Auf 
öffentliche Anhörung verzichtet die 
EU-Kommission. Der Vorschlag sei 
auf OECD-Ebene bereits ausrei-
chend diskutiert worden. Nur so 
lässt sich der Zeitplan halten. Denn 
die Richtlinie soll innerhalb der 
französischen Ratspräsidentschaft 
bis zum Sommer 2022 vom Minister-
rat beschlossen werden. Dann erst 
kommen die Parlamente zum Zuge, 
aber eben nur noch als ausführende 
Organe zur Umsetzung der die 
Mitgliedstaaten bindenden Richtlini-
envorgaben. 

Pikant ist die Mittelverwendung. Ein 
Teil des Aufkommens soll zum 
Abbau der „New-Generation-Schul-
den“ in den EU-Haushalt fließen. 
Hier werden also gleich zwei hehre 
Ziele miteinander verbunden, die 
Rettung des Weltsteuerklimas und 
die Sanierung des EU-Haushalts. 
Damit greift die Mindeststeuerricht-
linie jedoch in bisher nicht gekann-
tem Ausmaß in die nationale Finanz-
autonomie ein. Man mag sich damit 
trösten, dass nationale Interessen 
durch das Einstimmigkeitsprinzip 
gewahrt bleiben, doch an der fehlen-
den demokratischen Legitimation 
ändert dies nichts. Hier werden an 
den nationalen Parlamenten vorbei 
unumkehrbare Fakten geschaffen. 
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Zweifelhafte 
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Der neuen 

Weltsteuerordnung fehlt 
die demokratische 

Legitimation. 

Auf zu neuen 
Geschäften: Die 
gute Wirtschafts-
lage bedeutet für 
viele Berater auch 

Stress. 
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N
ach den Prognosen der Wirt-
schaftsforscher wird die deut-
sche Wirtschaft im neuen Jahr 
um drei bis vier Prozent wach-
sen – trotz Pandemie und anhal-

tendem Materialmangel in der gewerb-
lichen Wirtschaft. Diese beiden Stör-
faktoren tangieren die meisten Berater 
vergleichsweise wenig – und so dürfte 
2022 zu einem erneuten Rekordjahr 
für den Wirtschaftszweig der Rechts- 
und Steuerberatung sowie Wirtschafts-
prüfung werden. Das signalisiert das 
Ifo-Beraterklima, das das Münchener 
Wirtschaftsforschungsinstitut für das 
Handelsblatt berechnet hat.

Rund die Hälfte der befragten Be-
rater berichten aktuell von einer guten 
Geschäftslage, kaum einer ist unzufrie-
den. Nach dem turbulenten, aber den-
noch guten Jahr 2020 lief das Jahr 2021 
merklich besser. Der Höhepunkt wur-
de im September erreicht; seitdem 
sinkt die Stimmung zwar leicht, ist je-
doch weiterhin auf hohem Niveau.

„Die Beraterbranche zeigt sich ro-
bust gegenüber den rezessiven Ten-
denzen in der Industrie und den kon-
sumnahen Dienstleistern“, fasst Ifo-
Experte Klaus Wohlrabe die 
Umfrageergebnisse zusammen. Im 
Vergleich zur Gesamtwirtschaft seien 
die Berater „sehr gut aufgestellt“. Das 
Geschäftsklima – also der Saldo von 
Optimisten und Pessimisten – liege um 
mehr als 20 Punkte höher.

Keine Verschnaufpausen
In der Praxis bedeutet die gute Ge-
schäftslage häufig Stress. „Der Berufs-
stand hat nach wie vor alle Hände voll 
zu tun“, berichtet Torsten Lüth, Prä-
sident des Deutschen Steuerberater-
verbands (DStV). Corona diktiere wei-
ter den Arbeitsalltag. So sei erst kürz-
lich bekannt gegeben worden, dass die 
Antragsfrist für die „Überbrückungshil-
fe III Plus“ bis Ende März 2022 verlän-
gert werde. Dann würden die Corona-
hilfen durch die „Überbrückungshilfe 
IV“ fortgesetzt. Schließlich müssten die 
Schlussabrechnungen für die vergan-
genen Hilfsprogramme erstellt werden. 
„Verschnaufpausen gibt es insofern 
keine“, sagt Lüth. Auch emotional sei 
die Lage herausfordernd: „Die Not der 
Mandanten ist zum Teil gewaltig. Das 
bedrückt auch uns als Berater sehr.“ 

Darüber hinaus müsse noch die 
Grundsteuerreform „gewuppt“ wer-
den, zusätzlich zum normalen Tages-
geschäft. Die Umsatzentwicklung zeigt 
bei vielen Beratern weiter nach oben. 
Fast 40 Prozent konnten zum Jahres-
ende ihren Umsatz im Vergleich zum 
Vorjahr steigern, während 25 Prozent 
von Umsatzrückgängen berichteten. 
Für die kommenden Monate rechnen 
57 Prozent der Unternehmen mit kon-
stanten Umsätzen, rund 38 Prozent er-
warten steigende Umsätze.

Ein erheblicher Teil der Umsatz-
steigerungen geht auf Preiserhöhungen 
zurück. Rund 40 Prozent der Unter-
nehmen planen Preissteigerungen. 
„Der Markt scheint das herzugeben“, 
analysiert Wohlrabe. Trotz „intensi-
vem Wettbewerb“ seien Preissenkun-

gen so gut wie nie geplant. „Die Berater 
reihen sich damit in das Konzert der 
Preiserhöhungsankündigungen in der 
deutschen Wirtschaft ein.“ 

Im abgelaufenen Jahr war eine fast 
beispiellose Preislawine über Deutsch-
land gerollt. Hatte die Teuerung zum 
Jahresende 2020 noch bei minus 0,3 
Prozent gelegen, schnellte sie im No-
vember auf 5,2 Prozent in die Höhe – 
Dezemberdaten werden am Donners-
tag gemeldet. Für 2022 erwarten 
Volkswirte allenfalls eine allmähliche 
Entspannung, was aber keine Preissen-
kungen, sondern etwas langsamere 
Preissteigerungen implizieren würde.

„Die Umsätze im Prüfungsgeschäft 
sind weitgehend stabil, und es wird 
auch für die kommende Prüfungssai-
son eine verhalten positive Entwick-
lung erwartet“, bestätigt Melanie Sack, 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
(IDW). Die stärkste Dynamik zeige das 
Beratungsgeschäft. In diesem Jahr wer-
de etwa das Thema Nachhaltigkeit 
deutlich mehr Gewicht bekommen. 

Denn Brüssel weite bestehende 
Regeln zur nichtfinanziellen Bericht-
erstattung erheblich aus, sodass hier so-

wohl Beratungs- als auch Prüfungs-
bedarf bestehe. „Überdies setzt sich die 
Branche weiterhin für eine vorbehalt-
lose Aufklärung des Wirecard-Betrugs-
falls ein“, bekräftigte Sack, die das ak-
tuelle Bild der Wirtschaftsprüfer in Tei-
len der Öffentlichkeit für „negativ 
überzeichnet“ hält.

Innerhalb der Anwaltschaft ist die 
Lage sehr unterschiedlich. „Die Pande-
mie war und ist Beschleuniger für einen 
digitalen Wandel“, erklärt Sylvia Ruge, 
Hauptgeschäftsführerin des Deutschen 
Anwaltvereins (DAV). „Daher blicken 
wir für den Bereich der Unternehmens-
beratungen zuversichtlich auf das neue 
Jahr.“ Das Thema Sanierung von Un-
ternehmen könne 2022 aber auch 
durchaus Fahrt aufnehmen – weil es 
eben nicht nur Gewinner gebe.

Mit Blick auf Verbraucherinnen 
und Verbraucher seien negative Aus-
wirkungen der Pandemie für die An-
waltschaft noch spürbar. „Die Men-
schen sind mit allem Möglichen be-
schäftigt, haben aber weniger Kraft, 
juristische Fragen zu klären, wenn es 
denn nicht zwingend erforderlich ist“, 
sagt Ruge. Die verbreitete Kurzarbeit 
verunsichere auch viele, die vielleicht 
einen Rechtsstreit gewagt hätten. Der 
„Stillstand“ am Wohnungs- und Ar-
beitsmarkt habe ebenfalls Auswirkun-
gen auf die Mandate.

Absehbarer Fachkräftemangel 
führt verbunden mit günstigen Ge-
schäftsaussichten dazu, dass die Bera-
terbranche weiterhin Mitarbeiter sucht. 
Fast ein Drittel der Berater will in den 
kommenden Monaten neues Personal 
einstellen, fast zwei Drittel möchten 
ihren Mitarbeiterstamm konstant hal-
ten. An Personalabbau denken lediglich 
knapp fünf Prozent. 

„Mit Blick auf die Personalentwick-
lung setzt sich die positive Entwicklung 
der vergangenen Jahre fort“, betont Ifo-
Experte Wohlrabe. In der Summe wird 
die Anzahl der Mitarbeiter in der Bran-
che weiter steigen, auch wenn im Zuge 
der aktuellen Coronawelle die Anzahl 
der skeptischen Stimmen zuletzt etwas 
gestiegen ist.

IFO-BERATERKLIMA

Robuste Berater
Im Vergleich zur Gesamtwirtschaft sind Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 

sehr gut ausgelastet, wie Berechnungen für das Handelsblatt zeigen. 

40
Prozent  

der Rechtsanwälte, 
Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer 

planen Preissteige-
rungen. 

Quelle: Ifo-Institut
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Geschäftsklimaindex in Deutschland* in Punkten

Rechts- und 
Steuerberatung,
Wirtschaftsprüfung

Dienstleister

4,5 Pkt.
7,0 Pkt.

Gesamtwirtschaft

*Saldo aus positiven und und negativen Meldungen
Quelle: IfoHANDELSBLATT

Gute Stimmung − gute Geschäfte

28,2
Pkt.
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Verlegung von 
Glasfaserkabeln: 
Schnelles Internet 

ist in ländlichen 
Gebieten oft noch 

ein Fremdwort. 
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Daniel Delhaes Berlin

D ie Bundesnetzagentur hat vorge-
schlagen, wie aus ihrer Sicht in 
Zukunft das Recht auf schnelles 
Internet aussehen darf: Ab 1. Juni 

soll jeder einen Anschluss erhalten, 
um Daten aus dem Internet mit einer 
Geschwindigkeit von zehn Megabit in 
der Sekunde herunter- und mit 1,5 
Megabit hinaufzuladen. Und das alles 
bei einer Verzögerung von höchstens 
150 Millisekunden.

Die Bonner Behörde reagiert da-
mit auf das neue Telekommunikati-
onsgesetz, das seit Dezember gilt und 
ein Recht auf schnelles Internet vor-
sieht. „Mindestens verfügbar sein 
müssen Sprachkommunikations-
dienste sowie ein schneller Internet-
zugangsdienst für eine angemessene 
soziale und wirtschaftliche Teilhabe“, 
heißt es darin.

Für die wenigen Haushalte in ab-
gelegenen Regionen, die noch kein 
Netz haben, soll die Internetabstinenz 
ein Ende haben. Wie genau, darüber 
soll nun die von der Bundesbehörde 
im Auftrag des Bundesdigitalministe-
riums eingeleitete Debatte Klarheit 
bringen.

Drei Gutachten sollten klären, 
was „schnell“ bedeutet

Der unterbreitete Vorschlag scheint 
innerhalb der neuen Bundesregie-
rung mehrheitsfähig zu sein. 
„Die Mindestzugangsbedingungen 
sind mit dem Mindestlohn zu verglei-
chen“, sagte SPD-Fraktionsvize Det-
lef Müller dem Handelsblatt. „Es fin-
det eine fortwährende Evaluation 
statt, bei der wir schon heute wissen, 
dass die Datenbandbreiten steigen 
werden.“

Auch die Bundesländer scheinen 
zufrieden zu sein. Sie müssen dem 
Plan zustimmen. So hieß es etwa im 
rheinland-pfälzischen Digitalministe-
rium, der Universaldienst sei eine 
„Übergangslösung“ und gelte nur „für 
einen ganz kleinen Teil der Bevölke-
rung“.

Der Chef der Bundesnetzagentur, 
Jochen Homann, betonte, die vor-
geschlagenen Werte seien „nur eine 
erste Wegmarke“. Er erwartet, „dass 
die Entwicklung einen dynamischen 
Verlauf nimmt und damit technolo-
gische Fortschritte widerspiegelt“. 
Die Agentur hat 
nach eigenem Be-
kunden „zur Vor-
bereitung der 
Rechtsverordnung“ 
drei Gutachten in 
Auftrag gegeben, 
„um sich den tech-
nischen Parametern 
zu nähern“.

Laut Netzagen-
tur liegen Mindest-
Downloadraten im 
europäischen Ver-
gleich zwischen ei-
nem und zehn Megabit in der Sekun-
de – Tendenz steigend wie etwa in 
Schweden, der Schweiz oder in Slowe-
nien. In Großbritannien gilt eine Min-
destübertragungsrate von zehn Me-
gabit in der Sekunde.

Mindestzugang soll nicht der 
Standard sein

„Zehn Megabit in der Sekunde sind 
das Minimum, das überall in Deutsch-
land zur Verfügung stehen sollte“, 
sagte Stephan Albers, Geschäftsführer 
beim Branchenverband Breko. Es sei 
nicht als Standard falsch zu verstehen. 

Das übergeordnete Ziel bleibe 
weiterhin, „eine flächendeckende Ver-
sorgung mit deutlich leistungsfähige-
ren, zukunftssicheren Glasfaser-
anschlüssen zu erreichen – wie es auch 
die neue Bundesregierung in ihrem 
Koalitionsvertrag vorsieht“. Im Fokus 
stehen weiter der eigenwirtschaftliche 
und der geförderte Netzausbau.

Künftig kann ein Netzanbieter 
von der Bundesnetzagentur verpflich-
tet werden, einen Universaldienst in 
einer bestimmten Region anzubieten. 
Die Kosten dafür teilt sich die Branche 
über einen Fonds. 

Wie hoch sie aus-
fallen, hängt wesent-
lich von den Vor-
gaben ab. Lägen sie 
etwa bei Downloa-
draten von 50 Mega-
bit in der Sekunde, 
dann wäre dies nur 
mit teuer verlegten 
Kabeln zu erreichen.

Zehn Megabit 
indes lassen sich 
über Satelliten oder 
Mobilfunk errei-
chen. Zugleich wer-

de so sichergestellt, dass „keine Pla-
nungs- und Baukapazitäten aus dem 
laufenden Ausbau der Glasfasernet-
ze“ abgezogen würden, lobte Albers 
die Option.

Der Verband der Anbieter von Te-
lekommunikations- und Mehrwert-
diensten (VATM) stimmte ebenfalls 
zu. Eine „schnelle Digitalisierungshilfe 
kann ausschließlich per Funk oder Sa-
tellit erfolgen“, erklärte Präsident Da-
vid Zimmer. 

SPD-Fraktionsvize Müller sagte, 
wie die Unternehmen die Universal-
dienste sicherstellen, werde sich zei-

gen, aber: „Es wird auch Satellitenlö-
sungen geben müssen.“

Glasfaseranschlüsse bleiben 
weiter die Ausnahme

Laut Bundesnetzagentur haben die
Netzbetreiber 2019 und 2020 fast 20
Prozent mehr in den Ausbau inves-
tiert und kamen auf 10,8 Milliarden
Euro. Mehr als 62 Prozent der Haus-
halte konnten Gigabitanschlüsse bu-
chen, fast neun von zehn Haushalten
konnten zumindest 100 Megabit in
der Sekunde nutzen. Reine Glasfaser-
anschlüsse gibt es indes erst für 7,5
Millionen Endkunden.

Hier sieht die Behörde „weiterhin
Nachholbedarf“. Es bleibe „das Ziel
aller Akteure, den flächendeckenden
Ausbau von Gigabitnetzen weiter vo-
ranzutreiben“, sagte Agenturprä-
sident Homann. Entsprechend sei die
Entscheidung zum Universaldienst-
anspruch „mit Augenmaß“ zu tref-
fen.

Künftig wird der neue Digitalmi-
nister Volker Wissing (FDP) darüber
wachen, was schnelles Internet bedeu-
tet. 

Die seit 2013 geteilte Zuständig-
keit für die Spielregeln auf dem Tele-
kommunikationsmarkt wandert mit
der neuen Regierung endgültig vom
Wirtschafts- ins Verkehrsministeri-
um. Damit sind sie nach acht Jahren
wieder in einem Haus vereint. 

Das Ministerium hat deshalb den
Zusatz Digitales erhalten. Laut Tele-
kommunikationsgesetz muss das Mi-
nisterium jährlich die festgelegten An-
forderungen an den Universaldienst
überprüfen und den Verkehrsaus-
schuss des Bundestags unterrichten.
Die Aufgabe übernimmt stellvertre-
tend die Netzagentur.

Digitale Infrastruktur

Internet für alle – Wie schnell darf‘s denn sein? 
Ab Juni hat jeder das Recht auf einen Internetanschluss. Zehn Megabit schnell sollen die 

Daten via Satellit fließen. Und dabei soll es nach den Plänen der Politik nicht bleiben.

7,5
Millionen Endkunden  

können mittlerweile einen Glas -
faseranschluss nutzen. 

Quelle: Bundesnetzagentur
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